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Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  
 
Wir alle kennen aus dem ganz normalen Alltag sicherlich hier und da Situationen, 
in denen wir ganz gerne mal ein Interview für den NDR geben. Mit großer 
Wahrscheinlichkeit haben wir es dann mit Journalistinnen oder Journalisten zu 
tun, die sogenannte feste freie Mitarbeiter sind.  
 
Diese guten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter - der eine oder die andere von uns 
wird an das eine oder andere Gesicht denken - sind mit dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk verbunden. Aber sie sind dort nicht angestellt. Das hat viele 
Auswirkungen. Eine Auswirkung ist, dass die Mitbestimmungsrechte, die 
Personalvertretungsrechte nicht analog der Situation der festangestellten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wahrgenommen werden können. Denn diese 
Kolleginnen und Kollegen sind de facto freie Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter. In 
Wahrheit sind aber gerade sie es häufig, die dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk, 
dem NDR, mit ihrer Arbeit vor Ort ein Gesicht geben.  
 
Die Beschäftigung freier Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, mit denen der NDR 
wiederkehrend zusammenarbeiten möchte, erfolgt im NDR auf der Grundlage 
zeitlich befristeter Rahmenverträge. Ende 2019 bestanden 1.190 
Rahmenvereinbarungen mit freien Programmmitarbeiterinnen und -mitarbeitern. 
Dem gegenüber stehen 3.369 Festangestellte in Planstellen.  
 
Der NDR-Personalrat hat derzeit keine Mitbestimmungsrechte in Bezug auf die 
arbeitnehmerähnlichen freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. In dem NDR-
Staatsvertrag wird für den NDR ausdrücklich festgestellt, dass Personen in einem 
arbeitnehmerähnlichen Verhältnis, sonstige freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und Personen, die auf Produktionsdauer beschäftigt sind, keine Beschäftigten im 
Sinne des Bundespersonalvertretungsgesetzes sind. Damit sind sie von der 
Personalvertretung ausgeschlossen. 
 
Eine zentrale Anlauf- und Beratungsstelle gibt es zwar. Für alle Fragen der 
Beschäftigung freier Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist eine Beauftragte für freie 
Mitarbeit im NDR installiert. Aber ein Viertel - ich hatte die Zahlen genannt - der 
Beschäftigten des NDR sind arbeitnehmerähnliche freie Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Von ihnen stammt ein Großteil der Medienbeiträge des Senders. Für 
den NDR sind diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unverzichtbar.  
 
Trotzdem sind diese festen freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der 
Mitbestimmung ausgeschlossen und können keine Personalvertretungsrechte 
wahrnehmen. Das ist für uns nicht nachvollziehbar. Deswegen wollen wir mit 
diesem Antrag, dass diese wichtige Gruppe von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
an den Wahlen zu den Personalvertretungen teilnehmen darf oder dass analog zu 
dem, wie es in anderen Bundesländern für andere Sendeanstalten geregelt ist, 
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eine offizielle Freienvertretung gegenüber dem Sender die Rechte der freien 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vertreten kann.  
 
Eine ausgewogene und gleichberechtigte Personalvertretung aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des NDR ist uns wichtig. Ich freue mich auf die 
sich anschließenden Ausschussberatungen auch im Unterausschuss „Medien“ zu 
diesem Thema, mit dem wir, so denke ich, die Personalvertretungsrechte einer 
großen Berufsgruppe stärken können. Den Menschen die Möglichkeit zu geben, 
mitzubestimmen, ist für uns immer ein wichtiger Punkt.  
 
Vielen Dank. 


